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Schon im Frühjahr 2025 hatte die CDU/CSU/SPD-Bundesregierung ein 500 Milliarden Euro
teures Rüstungs- und Zivilschutzpaket – durch Umgehung der im Grundgesetz verankerten
Schuldenbremse – auf den Weg gebracht. Und wir wollen auch nicht das 100-Milliarden-
Rüstungspaket der „Ampel-Regierung“, bestehend aus SPD/Grüne und FDP, unter Kanzler
Olaf Scholz (SPD), der von einer „Zeitenwende“ sprach, vergessen. Hier wurden 2022
explizit Rüstungsausgaben als Schulden ins Grundgesetz festgeschrieben.
Selbstverständlich wurden dazu die Bürgerinnen und Bürger in Deutschland nicht gefragt.
Indirekte (parlamentarische) Demokratien sind halt nur „Zuschauerdemokratien“ (Bernard
Manin). Die SPD war hier in der Geschichte schon immer dabei, wenn es um Aufrüstung und
Krieg ging. Und auch die heutige Führungsspitze der Grünen hat ihren Gründungsursprung
vergessen. Die Präambel des Grundgesetzes ist den heutigen Parlamentariern offensichtlich
ebenfalls nicht mehr geläufig. Von Heinz-J. Bontrup.

Dieser Beitrag ist auch als Audio-Podcast verfügbar.

https://www.nachdenkseiten.de/upload/podcast/260106_Militaerischer_Irrsinn_und_kein_En
de_NDS.mp3

Podcast: Play in new window | Download

„Im Bewusstsein seiner Verantwortung vor Gott und den Menschen, von dem
Willen beseelt, als gleichberechtigtes Glied in einem vereinten Europa dem
Frieden der Welt zu dienen, hat sich das deutsche Volk kraft seiner
verfassungsgebenden Gewalt dieses Grundgesetz gegeben.“

Jeder Krieg tötet Menschen, Soldaten und Zivilisten. Er hinterlässt Verwundete und
Kriegsversehrte und richtet materielle Schäden und eine Zerstörung der Umwelt in
Billionenhöhe an. Selbst in Friedenszeiten stehen Soldaten der Wirtschaft zur Produktion
ziviler Güter und Dienste nicht zur Verfügung, und die Produktion von Kasernen, Panzern,
Raketen u.a. bindet Ressourcen und Kapazitäten. Dies gilt besonders für Volkswirtschaften
bei einer Umstellung von Friedens- auf Kriegsproduktion. Und die staatlichen
Militärausgaben haben nur einen kurzfristigen Fiskalmultiplikator zwischen 0,5 und null,
d.h. ein zusätzlicher Euro für die Rüstungsindustrie schafft höchstens 50 Cent zusätzliche
gesamtwirtschaftliche Produktion, oder die Staatsausgaben könnten sogar keinen
Produktionseffekt haben, hat gerade in einer neuen Untersuchung die Universität
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Mannheim festgestellt. Zusätzliche zivile staatliche Ausgaben in öffentliche Infrastruktur
haben dagegen einen Multiplikator von zwei, und der Ausbau der Betreuungsinfrastruktur
in Kitas und Schulen kann den Multiplikator sogar auf drei steigern. [1] Auch die
vorgebrachte These von der Rüstungsindustrie als Motor des technischen Fortschritts ist
eine Mär, die trotz ständiger Wiederholung bis heute wissenschaftlich nicht verifiziert
worden ist.

Dagegen bedrohen Armut, Arbeitslosigkeit, Niedriglohnsektor, Wohnungsnot,
unterfinanzierte Sozialversicherungssysteme und eine heruntergekommene öffentliche
Infrastruktur den sozialen und politischen Frieden in Deutschland immer mehr. Hinzu
kommen Produktivitäts- und Wachstumsverluste, ein hochgradig gefährdeter
Industriesektor und nicht zuletzt Energieprobleme, die womöglich sogar zu einer
Energiekrise werden können. Und trotz alledem erhielt die Rüstungsindustrie kurz vor
Weihnachten 2025, dem Fest des Friedens, noch ein Geschenk. Der Haushaltsausschuss des
Bundestags genehmigte 52 Milliarden Euro parasitäre und nicht reproduktive
volkswirtschaftliche Ausgaben für 30 Rüstungsprojekte. Die meisten davon wurden ohne
eine wettbewerbliche Ausschreibung („freihändig“) an Rüstungsmonopolisten vergeben und
ohne jedes unternehmerische Risiko werden alle Kosten erstattet; auch die Leerkosten für
unterausgelastete Produktionskapazitäten. Daneben enthalten die Rüstungsgüterpreise
selbstverständlich hohe Profitaufschläge und Eigenkapitalrenditen. Hier gilt grundsätzlich
und gegen jede marktwirtschaftliche Logik: Je höher die Kosten ausfallen, umso größer ist
der absolute Profit und die Rendite für die Rüstungs-Shareholder. Hier können sogar Profite
auf Profite verrechnet und dem Staat über die Rüstungsgüterpreise in Rechnung gestellt
werden. Das ist seit Langem bekannt, und die Politik hat an diesen Pervertierungen bis
heute nichts verändert. [2]

Neben den deutschen 52 Milliarden Euro Rüstungsausgaben hat die EU, auch noch kurz vor
Weihnachten, unter Beteiligung der schwarz-roten Merz-Klingbeil-Bundesregierung ein 90
Milliarden Euro zinsloses Rüstungsdarlehen für die Ukraine genehmigt. Die zunächst zur
Unterstützung der Ukraine dazu geplante Konfiszierung russischen Zentralbankgeldes in
Höhe von mehr als 200 Milliarden Euro, der weitaus größte Teil davon wird vom belgischen
Finanzdienstleister Euroclear verwaltet, haben sich die Regierungsvertreter der EU-Länder
dann doch mehrheitlich nicht getraut. Der belgische Regierungschef Bart De Wever hatte
sich bis zuletzt geweigert, auf das russische Zentralbankgeld zuzugreifen. Er warnte vor
Vergeltung aus Russland und womöglichen Erschütterungen im europäischen Finanzsystem.

Das hat es noch nie gegeben, dass Staaten Zentralbankgeld anderer Staaten konfiszieren.
Mit dem 90-Milliarden-Euro-Kredit, den sich die EU auf den Kapitalmärkten nebst
Zinszahlungen beschaffen muss, soll die jetzt schon bankrotte und vom Krieg versehrte und
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ausgezehrte Ukraine [3] in den nächsten zwei Jahren (2026 bis 2027) in die Lage versetzt
werden, weiter gegen Russland eine blutige Abwehrschlacht zu führen. Die EU-
Schuldenaufnahme, hier handelt es sich rechtlich um eine Gemeinschaftsverschuldung der
EU-Länder, an der Ungarn, Tschechien und die Slowakei eine Beteiligung abgelehnt und
von den anderen EU-Ländern zugestanden bekommen haben, müssen durch den EU-
Haushalt abgesichert werden.

Hier kann es aber im Nachhinein doch zu Zahlungsverpflichtungen für Deutschland (Tilgung
und Zinszahlungen) kommen. Dies sieht Bundeskanzler Friedrich Merz (CDU) aber nicht,
der sich kurz nach dem EU-Gipfel für das Ergebnis selbst lobte. „Es war ein wirklich großer
Erfolg“. Auch Vize-Kanzler und Bundesfinanzminister Lars Klingbeil (SPD) lobte eine „gute
und pragmatische Einigung“, die auch Risiken der Verschwendung eingefrorener russischer
Vermögenswerte verringere. „Die Ukraine wird diesen Kredit nur zurückzahlen müssen,
wenn sie von Russland entschädigt wird“, stellte Merz trotzig klar. „Sollte zum Zeitpunkt
der Rückzahlung keine Entschädigung gezahlt worden sein, werden wir die russischen
Vermögenswerte zur Rückzahlung heranziehen können.“ [4]

Die deutsche EU-Präsidentin Ursula von der Leyen (CDU) erhöhte noch die Forderungen an
Russland: Die Ukraine müsse das kreditierte Geld nur zurückzahlen, wenn sie nach einem
Kriegsende Reparationen von Russland erhalte. Wird dies Russland, neben den USA die
größte Atommacht der Welt, das aber am Ende, wie auch immer der Krieg ausgeht,
akzeptieren? Wohl eher nicht. Und dann: Dann zahlen die 24 EU-Länder, außer Ungarn,
Tschechien und die Slowakei, den Kredit nebst Zinsen zurück. Die Ukraine wird es nicht
können. Auch der deutsche Steuerzahler wird dann zur Kasse gebeten, es sei denn,
Deutschland begleicht seinen Schuldanteil mit eigenen aufgenommenen Krediten, was
wahrscheinlich ist. Denn bevor eine deutsche Regierung die Steuern, vor allen Dingen für
Vermögende, erhöht, friert eher die Hölle zu. Die Schuldenbremse steht hier für eine
Verschuldung aber womöglich im Weg.

Und die schwarz-rote Bundesregierung verstößt, sollte Deutschland für den EU-Kredit in
Mithaftung genommen werden, gegen das Budgetrecht des Parlaments (Art. 109, 110 und
115 Grundgesetz), wenn sie heute den Bundestag nicht über die Risiken des EU-Kredits für
die Ukraine aufklärt und abstimmen läßt. Die Opposition im Bundestag sollte zu dem
Vorgang daher nicht schweigen, sondern die Merz-Klingbeil-Regierung auf den möglichen
Verfassungsverstoß hinweisen, ansonsten macht sie sich mitschuldig.

Müssten Vermögende die Rüstungsausgaben durch höhere Einkommen-, Vermögen- und
Erbschaftsteuern finanzieren, würden sie die vom Volk gewählten Politikerinnen und
Politiker für verrückt erklären und ihnen ihre Vermögensmacht demonstrieren. Stattdessen
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wählt die herrschende Politik lieber die Verschuldung bei den Vermögenden, damit diese für
die Aufrüstung mit Zinszahlungen belohnt werden. Dazu musste aber die staatliche
Schuldenbremse im Grundgesetz umgangen werden. Im Gegensatz zu zivilen
Staatsausgaben, bei der die kontraproduktive Schuldenbremse in einem neoliberalen Wahn
als unumgänglich eingefordert wird und seit ihrer Einführung 2009 maximalen Schaden in
der Wirtschaft und Gesellschaft angerichtet hat, spielt sie dann erstaunlicherweise bei
Rüstung und Militär keine Rolle.

Warum nicht? Nun, das viele Geld für den militärischen Irrsinn haben Staaten in ihren
laufenden Haushalten schlicht nicht, und wollen sie nicht die Steuern erhöhen, müssen sie
es sich leihen, d.h. sich verschulden. Deshalb sind dann kriegführende Staaten nach Kriegen
auch regelmäßig bankrott und es kommt zu Reparationszahlungen, Hyperinflationen mit am
Ende schwerwiegenden Währungsreformen. Insbesondere Vermögende, die zunächst durch
ihre gegebenen Kredite profitieren, sollten deshalb ihre Interessen zu Ende denken. Kommt
es zum Krieg, sind sie die größten Verlierer.

Sie sollten das Warum, beim französischen Ökonomen Thomas Piketty in seinem Buch „Das
Kapital im 21. Jahrhundert“, studieren. Die empirischen Befunde sind hier eindeutig. „Der
Abbau von Ungleichheit im Laufe des letzten Jahrhunderts verdankt sich weitgehend den
Kriegswirren mit den jähen ökonomischen und politischen Schocks in ihrem Gefolge. (…)
Die Verheerungen der Weltkriege, die Bankrotte der Wirtschaftskrise, (…) haben zum
massiven Sinken des Kapital-Einkommens-Verhältnisses zwischen 1914 und 1945 und zum
signifikanten Rückgang des Anteils des Kapitaleinkommens am Nationaleinkommen geführt.
(…) So wundert es nicht, wenn die Schocks, von denen das Kapital (besonders das
Privatkapital) zwischen 1914 und 1945 schwer getroffen wurde, zu einem Rückgang des
Anteils des obersten Dezils (und mehr noch des obersten Perzentils) geführt haben – und
damit zu einem starken Abbau von Einkommensungleichheit.“ [5] Und das gilt auch für
einen Abbau der Vermögens- bzw. Kapitalungleichheit. [6]

Titelbild: gopixa / shutterstock.com
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